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Blaue post Bautzen

Eine aktuelle Auswertung der RKI Wochen-
berichte hinsichtlich der sogenannten „Impf-
durchbrüche“ für die relevante Altersgruppe 
Ü60 der letzten 6 Wochen, zeigt sehr deut-
lich, dass die bereits seit Ende September 
mantraartig wiederholte mediale Behaup-
tung, es handele sich bei der sogenannten 
„4. Welle“ um die „Pandemie der Un-
geimpften“, nachweislich falsch ist (grau-
er Balken). 
Nicht nur bei den Hospitalisierten (rot), son-
dern auch bei den Intensivpatienten (grün) 
und den Verstorbenen (lila) steigt der Anteil 
der Geimpften sukzessive an. Die Aussage 
„fast nur Ungeimpfte auf Intensiv“ 
wird durch die statistischen Zahlen Lügen 
gestraft. 
Die Daten zeigen auch, dass die von 
Wieler, Drosten und Co. abgegebenen 
Heilsversprechen „verhindert zuver-
lässig schwere Erkrankungen“ und 
„Schützt mit hoher Sicherheit vor 
einem tödlichem Verlauf“ in der Reali-
tät wie Seifenblasen zerplatzen. 
Die politisch gewünschte unglaublich 
schlechte Darstellung (beispielhafte 
Stichworte „an und mit“ bzw „unbekannter 
ct Wert“) war für die Apokalyptiker solange 
von Vorteil, wie man alle möglichen Pati-
enten, egal woran sie erkrankt oder gar ver-
storben waren, als Coronaopfer darstellen 
konnte. Da man logischerweise weiterhin 
so verfahren muss, um die Zahl der Coro-
napatienten und somit die Panik hochzu-
halten, wird deutlich, dass es zumindest in 
der oben angegebenen Altersklasse keine 
große Rolle spielt, ob man geimpft ist oder 

nicht. In Weimar hat man schon die me-
diale Notbremse gezogen, indem man in 
den Statistiken den Impfstatus der Patienten 
einfach nicht mehr angibt, um das Narrativ 
„Pandemie der Ungeimpften“ halten zu kön-
nen. Trotz der eindeutigen Datenlage wird 
in Sachsen die 3G-Regel praktiziert und soll 
die 2G-Regel eingeführt werden. 
Diese Drangsalierungen gesunder Men-
schen, die selbst über ihren Körper bestim-
men wollen, dienen lediglich dazu, die 
Spaltung der Gesellschaft weiter zu vertie-
fen und die teuer eingekauften Mittel an 
den Mann bzw. die Frau zu bringen. 
3G und 2Ggehen nicht nur an der Reali-
tät vorbei (siehe eindeutige Datenlage), sie 
sind laut namhafter Juristen auch eindeutig 
verfassungswidrig. Die sächsische AfD-Frak-
tion hat deshalb auch mehrere Normenkon-
trollklagen eingereicht. Ob, wie und wann 
diese Klagen bearbeitet werden, steht in 
den Sternen. Hier zeigt sich auch das Total-
versagen des Bundesverfassungsgerichtes. 
Noch vor wenigen Jahren hätte es bei der-

art massiven Beschneidungen der Freiheit-
rechte und Ungleichbehandlungen verschie-
dener Menschengruppen die Regierungen 
in die Schranken gewiesen. 
Es macht sich für die Regierungen bezahlt, 
dass viele Richter aus treuen Parteigenossen 
rekrutiert und dann am obersten Gericht in-
stalliert wurden, wie das zuletzt beim Prä-
sidenten des Bundesverfassungsgericht Dr. 
Harbarth praktiziert wurde. Auch ihm ist es 
zu verdanken, dass hunderte Klagen gegen 
diverse Coronazwangsmaßnahmen einen 
Dornröschenschlaf halten. Auch auf eine 
nach außen sichtbare Gewaltenteilung wird 
kein Wert mehr gelegt. Das wurde beim 
Kanzlerdinner überdeutlich und ist wahr-
scheinlich einer der Hauptgründe, warum 
das Bundesverfassungsgericht auch nach 
18 Monaten immer noch nicht die Kraft 
aufbringt, die Regierungen in Bund und 
Land an der immer weiteren Aushebelung 
unserer freiheitlich demokratischen Grund-
ordnung zu hindern.

Karsten Hilse, MdB

Anteil der wahrscheinlichen Impfdurchbrüche unter symptomatischen Covid-19 Fällen (Alter >60 Jahre
(Datenquelle: RKI Wöchentlicher COVID-19-Lagebericht)
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alle hospitalisiert auf Intensiv verstorben

Keine Pandemie der „Ungeimpften“!

Viele Kinder und Jugendliche kamen ohne die üblichen Erkältungen durch den vergange-
nen Winter. Der Grund: die Corona-Maßnahmen. Nun stecken sich auffallend viele 
Kinder und Jugendliche an. Seit einigen Wochen machen viele Jungen und Mädchen 
Atemwegsinfekte durch, die eigentlich erst in den Wintermonaten zu erwarten wären. 
Dies scheinen Nachholeffekte vom letzten Winter zu sein.
Man wundert sich nun, warum die Erkältungszahlen explodieren. Zu Corona-Zeiten durf-
te man mit dem Hund Gassi gehen, jedoch unsere Kinder wurden eingesperrt. Spielplät-
ze und Schwimmbäder sowie KITA und Schulen wurden geschlossen. Jeglicher Kontakt 
mit Freunden und Spielkameraden wurde untersagt, dadurch konnte die Immunabwehr 
nicht trainiert werden. Die Corona-Maßnahmen waren weder logisch noch durchdacht, 
jetzt bekommen wir die Rechnung. 				         Timo Schreyer, MdL

Die Erkältungszahlen der Kinder 
steigen in die Höhe
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Mit einer Petition richten sich, vorrangig sorbischstämmige Bürger 
an die Stadträte der Stadt Bautzen. Sie werden aufgefordert, den 
Beschluss des Hauptausschusses nicht umzusetzen. Laut diesem Be-
schluss soll, so wie 1904, der Stadt Bautzen eine Statue des Reichs-
gründers und geistigen Vaters des modernen Sozialstaates, Otto 
von Bismarck, geschenkt werden. So wie 1904 ist es ein Verein, 
der genügend finanzielle Mittel gesammelt hat, um das Denkmal, 
welches Anfang des 20. Jahrhunderts durch die in ganz Europa be-
kannten und tätigen Künstler Anton und Adolf Schwarz aus Dresden 
geschaffen wurde, wieder entstehen und an seinem historischen 
Platz aufstellen zu lassen. Der Hauptausschuss hatte ohne Gegen-
stimme, mit zwei Enthaltungen dafür gestimmt. Das 1904 errichtete 
Denkmal, welches aufgrund seiner kunstvollen Ausgestaltung mehr-
mals kopiert wurde, zerstörten die Kommunisten nach derzeitigem 
Kenntnisstand im Jahre 1950. Ein ideologisch getriebener Akt der 
Barbarei, ein Schlag ins Gesicht für Kunstliebhaber und vor allem 
für die Nachfahren der Gebrüder Schwarz. Immer wieder kam es 
in der Geschichte der Menschheit zur Zerstörung von Kulturgütern, 
Zeugnissen einzelner Epochen. Mit Entsetzen musste die Welt im 
Jahre 2001 die Zerstörung der Buddha-Statuen von Bamiyan durch 
die Taliban und die fast vollständige Zerstörung der Stadt Palmyra 
durch den IS im Jahre 2015 mit ansehen. Unter anderem deutsche 
Archäologen wollen die Stadt Palmyra wieder aufbauen, nicht des-

halb, weil die damaligen Herrscher in Palmyra keine Kriege führten 
oder keine Sklaven hielten, das taten sie, so wie alle Herrscher 
zu dieser Zeit auf der Erde auch, sondern weil Palmyra Teil der 
Geschichte des Landes ist. Auch Otto von Bismarck ist Teil unserer 
Geschichte. Er wurde von den Menschen verehrt, weil er den Traum 
vieler Deutscher Wirklichkeit werden ließ, die Einheit Deutschlands. 
Diese Einheit beendete die kriegerischen Auseinandersetzungen 
zwischen den einzelnen deutschen Fürstentümern und brachte den 
Frieden zwischen ihnen. Er war der Begründer des modernen Sozi-
alstaates. Das erste Mal in der Geschichte waren Arbeiter kranken- 
und unfallversichert. Dabei spielte es keine Rolle, ob man Deutscher 
oder Sorbe war. Da er ein Kind seiner Zeit war, hatte er, wie alle 
anderen auch, andere Wertevorstellungen als wir in der heutigen 
Zeit. Das kann aber kein Grund dafür sein, dass wir ihn als Teil 
unserer Geschichte verleugnen, so wie es die Kommunisten mit der 
Zerstörung der Statue versuchten. Niemandem würde im Traum 
einfallen, sich der Wiederrichtung einer Statue von bspw. „August 
dem Starkem“ entgegenzustellen, obwohl auch er, wie in dieser 
Zeit üblich, Eroberungskriege führte. Ich hoffe, dass die Stadträte 
von Bautzen nicht der Tradition der Kommunisten folgen, sondern 
die Entscheidung des Hauptausschusses, die lediglich eine Wieder-
gutmachung des Unrechts gegenüber den beiden Künstlern Anton 
und Adolf Schwarz darstellt, bestätigen.            Karsten Hilse, MdB

Erben der Kommunisten?

Auf den römischen Dichter Ovid geht das Zi-
tat zurück: „Die Tat ist vergangen, die Denk-
mäler bleiben.“ Denkmäler sind demnach 
so etwas wie ein Gedächtnisspeicher. Dass 
mit ihrer Errichtung ein langfristiges Erinne-
rungszeichen gesetzt werden soll, zeigen 
bereits die bevorzugten Materialien, die für 
Denkmäler verwendet werden: Stein oder 
Metall. Der gezielte Bau von Denkmälern 
im Kontext einer bewussten Erinnerungspo-
litik setzte in Europa intensiv mit dem begin-
nenden 19. Jahrhundert ein. In Deutschland, 
wo die Nationalstaatsgründung verspätet 
erfolgte, kam es nach der Reichsgründung 
zu einem ambitionierten Denkmalsbau. 
Denkmäler erfüllen verschiedene Funkti-
onen. Sie können, so der Denkmalpfleger 
Eckart Rüsch, als „kollektive Wahrzeichen“ 
für ein Land oder eine Stadt dienen oder 
„als räumlich vertraute Identitäts-Stützen“. 
Und natürlich handelt es sich hier auch um 
„Geschichtszeugnisse“, die zur Quelle wis-
senschaftlicher Forschung werden können. 
Denkmäler indes, die nicht in einen Rahmen 
zyklisch wiederkehrender Rituale eingebun-
den werden oder deren Bedeutung nicht zu-
mindest durch Erläuterungen, z. B. in Form 
von Informationstafeln, verdeutlicht wird, 
drohen der Gleichgültigkeit und in der Fol-
ge dem Abbruch anheimzufallen. Das heißt: 

Denkmäler überdauern nur, wenn das, was 
sie vermitteln, generationsübergreifend Teil 
des kollektiven Gedächtnisses im Sinne ei-
ner positiven Identitätsstiftung bleibt. 
Hieran entzündet sich ein Gutteil der gegen-
wärtigen Debatte über „umstrittene“ Denk-
mäler. In der jüngeren deutschen Geschich-
te entstanden Denkmäler, mit denen sich die 
totalitären Regime auf deutschem Boden 
im 20. Jahrhundert verewigen wollten. Aus 
verständlichen Gründen stoßen insbeson-
dere Denkmäler aus der NS-Zeit auf mas-
sive Ablehnung. Mittlerweile erstreckt sich 
diese Ablehnung aber auch auf Denkmäler 
aus der Wilhelminischen Kaiserzeit. Selbst 
Bismarck-Denkmäler gelten als „umstritten“, 
wie die Kontroverse um die Wiederaufstel-
lung eines Bismarckdenkmals in Bautzen 
zeigt. 

Wissenschaftler des dortigen Sorbischen 
Instituts nehmen Anstoß an der Errichtung 
dieses Denkmals, die der Gesangverein 
„Bautzener Liedertafel“ angestoßen hatte. 
Bismarck tauge „nicht im Geringsten als 
positiver Bezugspunkt der Erinnerungskul-
tur einer demokratischen, solidarischen und 
weltoffenen Gesellschaft“.  Die großen Ver-
dienste, die sich Bismarck etwa mit Blick auf 
die Schaffung eines deutschen National-

staates erworben hat, spielen bei diesem 
Verdikt keine Rolle. Vor allem werden dabei 
moralische Maßstäbe der Gegenwart in ge-
schichtsblinder Weise auf eine vergangene 
Epoche übertragen. 

Dies ist nur eines von vielen Beispielen für 
das gegenwärtige Wiederaufleben des hi-
storischen Phänomens Denkmalsturz, eng 
verwandt dem Bildersturm. Vor allem die 
Angriffe auf Denkmäler im Zuge der Pro-
teste der Black-Lives-Matter-Bewegung, die 
so gut wie alle Persönlichkeiten aus der Ko-

Denkmalstürze sind ein Angriff auf die kulturelle Identität
Marc Jongen, Doktor der Philosophie

Marc Jongen, Doktor der Philosophie
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Kein Tag, an dem uns nicht auf allen Ka-
nälen die Schadhaftigkeit unseres Tuns 
vorgehalten wird. Was wir auch tun: der 
„ökologische Fußabdruck“ als die korrekte 
Maßeinheit unseres Lebens fordert Buße, 
Ablass, allumfassenden Verzicht - und 
schreit vor allem nach Verboten.
Sinnvoller Natur- und Umweltschutz wich 
mehr und mehr dem Öko-Wahn und des-
sen Steigerungsform Klimawahn. Mit der 
totalitären Programmatik der „Grünen 
Khmer“ im Gepäck lassen die Altparteien 
unser Land - die Zerstörung der Grundla-
gen unseres Wohlstandes dabei mutwillig 
in Kauf nehmend - „mit Vollgas gegen die 
Natur“ (Holger Douglas) rauschen. 
Beispielhaft dafür steht der industrielle Um-
bau ganzer Kulturlandschaften zu Energie-
erzeugungs-Landschaften im Zuge einer 
von vornherein zum Scheitern verurteilten 
„Energiewende“.
In der sächsischen Verfassung ist der ge-
nerationenübergreifende Schutz der na-
türlichen Lebensgrundlagen verankert. Um 
dem Genüge zu tun, ist es höchste Zeit für 
eine andere Umwelt-, Energie-, Landwirt-
schafts- und nicht zuletzt Klimapolitik. 
Dafür steht die AfD:
Kein Grund zur Endzeitstimmung! Wir se-
hen vielmehr in der Entwicklung moderner 
Technologien den Schlüssel zu besserem 
Umweltschutz. Dazu gehört auch die Er-
kenntnis, dass die Zukunft der Energieer-
zeugung in der CO2-freien Atomkraft liegt.
Natur und Mensch haben unsere säch-

sischen Landschaften in ihrer Einzig-
artigkeit gestaltet. Die dortige Vielfalt an 
Landschaftsbildern und Lebensräumen für 
wildlebende Tiere und Pflanzen ist uns ein 
hohes Gut, das es zu bewahren gilt. 
Bei der Nutzung dieser Natur- und Kultur-
landschaften streben wir eine Partner-
schaft von Flächeneigentümern, Landwir-
ten, Förstern, Fischereiwirten, Kommunen 
und Vereinen an. 
Sachsens Waldbesitzer benötigen beim 
Waldumbau durch Anpflanzung stand-
ortgerechter Baumarten Unterstützung. 
Windenergieanlagen im Wald lehnen wir 
ab!
Wir treten für wirkungsvollen Arten-
schutz ein und wollen dabei auch 
den Graben zwischen Naturschutz und 
Jagdrecht schließen. Der ungebremsten 
Ausbreitung möchten wir – so wie auch 
bei anderen Wildtieren auch -  durch Beja-
gung begegnen.
Unsere Umweltbehörden sollten weni-
ger als gängelnde Bürokratien und mehr 
als Dienstleister für die Landnutzer agie-
ren. Die Zusammenarbeit zwischen Um-
welt- bzw. Naturschutzverbänden und Flä-
cheneigentümern gilt es zu fördern. 
Praktisches Lernen in heimischer Natur ist 
beste Umweltbildung. Im Heimatkunde- 
und Schulgartenunterricht werden dafür 
die Grundlagen geschaffen.

Jörg Urban, MdL
AfD-Landesvorsitzender Sachsen

Naturschutz statt Klimaideologie!lonialzeit durch „Rassismus“ kontaminiert 
sehen, sind ein beunruhigendes Zeichen für 
einen unduldsamen Hypermoralismus, der 
politische Ziele bestimmter Interessengrup-
pen auf Kosten der historischen Identität der 
europäischen Kulturnationen durchsetzen 
will.

Die Forderungen nach Abriss und Be-
seitigung betreffen mittlerweile nicht nur 
Denkmäler, sondern beispielsweise auch 
Straßenbezeichnungen. Die so geehrten Per-
sönlichkeiten werden in den Ruf gebracht, 
Militaristen, Kriegstreiber, Antisemiten oder 
Rassisten gewesen zu sein. Sie sollen, geht 
es nach dem Willen linker „Aktivisten“, aus 
dem kollektiven Gedächtnis getilgt werden. 
Das nämlich ist gemeint, wenn von „can-
cel culture“ die Rede ist. Stattdessen wird 
gefordert, Denkmäler zu errichten, die 
„progressive Persönlichkeiten“ ehren oder 
Straßen entsprechend umzubenennen. Mit 
anderen Worten: Es geht hier um eine Um-
polung unserer kulturellen Identität, unser 
angestammtes Kulturerbe soll ausgelöscht 
werden.

Nach der Kulturwissenschaftlerin Aleida 
Assmann baut die neue Gedächtnisfor-
schung auf der Erkenntnis auf, „dass nicht 
nur Individuen sich erinnern, sondern auch 
Gruppen, Gesellschaften und Nationen“. 
Die Erinnerung an die gemeinsame Ge-
schichte spiele „eine große Rolle auch für 
die politische Zugehörigkeit der Nachge-
borenen“.  Wir dürfen unser Denkmalserbe 
deshalb nicht dem Gutdünken linker Bilder-
stürmer und „Aktivisten“ überlassen, auch 
wenn sie heute viel Unterstützung in den 
Leitmedien erfahren. Gerade was heute als 
„schwierig“ oder „anstößig“ gilt, kann auf-
grund seines „historischen Zeugniswertes“ 
und des damit verbundenen „aufkläre-
rischen Potenzials für die Zukunft“ erhaltens-
wert sein, wie der Kunsthistoriker Arnold 
Bartetzky feststellte. Das gilt auch für die 
Rekonstruktion von Denkmälern – wie dem 
Bismarck-Denkmal in Bautzen.
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Seit Jahren wird uns von grünen Propag-
anda-Medien eingetrichtert, es gäbe einen 
überwältigenden gesellschaftlichen Kon-
sens gegen die Kernkraft. Und nun das: 
Laut einer repräsentativen Umfrage des 
YouGov-Instituts sprechen sich 50 Prozent 
der Deutschen GEGEN die Abschaltung 
der verbliebenen sechs Kernkraftwerke aus. 
Nur noch ein gutes Drittel (36 Prozent) ist 
für den schnellen Atom-Ausstieg, 44 Prozent 
sprechen sich gar für die Errichtung neuer 
Atommeiler aus (42 Prozent sind dagegen). 
Diese gekippte Stimmung ist kein Wunder, 
denn die „Energiewende“ bringt uns explo-
dierende Strompreise und eine gefährdete 
Versorgungssicherheit!
Doch während die Bevölkerung umdenkt, 
stellen abgehobene Eliten sich quer: Die 
UN-Klimakonferenz will die Thematik offen-
bar noch nicht einmal diskutieren. So musste die Generaldirektorin der World Nuclear Association (WNA) darum kämpfen, überhaupt 
bei der Konferenz ausstellen zu dürfen – denn die britischen Organisatoren wollten die Kernkraft-Vertreter ausgrenzen. Schluss mit dieser 
Ideologisierung! Wir brauchen die sichere Nutzung moderner Kernkraft und eine auskömmliche Förderung von technologie-offener For-
schung!

Die Kernkraft erlebt dank enormer technologischer Fortschritte 
weltweit eine Renaissance. Sie ist CO2 - arm, umweltfreundlich, 
grundlastfähig, hat eine höhere Energiedichte. Die Kernkraftwerke 
gehören zu den sichersten Kraftwerken zur Energieerzeugung.
Die Kernenergie wird auch vom Weltklimarat als saubere Energie 
bezeichnet.
Mit Wind- und Photovoltaikanlagen lässt sich Deutschland nicht 
sicher bedarfs- und verbrauchsgerecht mit Strom versorgen. Der 
Ausstieg aus der Kernenergie ist zu stoppen. Deutschland muss 
sich wieder an der Erzeugung von Energie mittels Kernenergie be-
teiligen, um am technologischen Fortschritt der Welt weiter teilzu-
nehmen. Gerade für uns Lausitzer steht die Energieversorgung an 
wichtiger Stelle. 
Zur Prüfung der Akzeptanz der Bewohner  wurde im November 
2020 vom Meinungsforschungsinstitut INSA CONSULERE GmbH 
in Erfurt eine Befragung in der Lausitz zur Kernenergie, zu den 
nachfolgende wichtigen Themen veranlasst:

In Deutschland sollte im Bereich der sicheren Kerne-
nergietechnologien, welche keinen lang strahlenden 
Atommüll produzieren, geforscht werden.
Insgesamt sind 36 Prozent der Befragten voll und ganz und weitere 
28 Prozent eher dafür, dass in Deutschland im Bereich der sicheren 
Kernenergietechnologien, welche keinen lang strahlenden Atommüll 
produzieren, geforscht werden sollte. Dagegen ist lediglich eine 
Minderheit von elf Prozent bzw. zehn Prozent der Meinung, dass 
in diesem Bereich eher nicht bzw. absolut nicht geforscht werden 
sollte. Sechs Prozent der Befragten ist dies egal und acht Prozent 
wissen es nicht bzw. möchten keine Angabe machen.

In Deutschland sollten sichere und abfallarme Kern-
kraftwerke gebaut werden, sobald diese technologisch 
zur Verfügung stehen.

37 Prozent der Befragten sind absolut dafür, dass in Deutschland 
sichere und abfallarme Kernkraftwerke gebaut werden sollten, so-
bald diese technologisch zur Verfügung stehen, weitere 26 Prozent 
sind eher dafür. Eine Minderheit von 12 Prozent bzw. 15 Prozent 
lehnt dieses Vorhaben eher bzw. voll und ganz ab.

Sollten Ihrer Meinung nach die Braunkohlestandorte in 
Ihrer Region in Standorte für sichere und abfallarme 
Kernkraftwerke umgewandelt werden, sobald diese 
technologisch zur Verfügung stehen, oder nicht?
Die absolute Mehrheit der Befragten, welche dem Bau sicherer 
Kernkraftwerke zustimmen würden, befürwortet es, wenn die Braun-
kohlestandorte in ihrer Region in Standorte für sichere und abfal-
larme Kernkraftwerke umgewandelt werden, sobald diese techno-
logisch zur Verfügung stehen (59 zu 29%).

Die Befragung  erfolgte umfangreich auch noch über Altersgrup-
pen, Parteien, männlich weiblich, Beschäftigte im Energiebereich 
und im Vergleich Landkreis Bautzen und Görlitz.
All diese ausführlichen Ergebnisse wurden im Bundesfachausschuss 
Kernenergie der AfD und am 18. Oktober in der Regionalgruppe 
Oberland in Eulowitz vorgestellt.
Auch hier zeigt sich immer wieder, dass wir nun endlich zu einer 
realistischen Energiepolitik kommen müssen. Dann würde Deutsch-
land weiter am technologischen Fortschritt in der Welt teilnehmen.

Der alleinige Weg mit Wind- und Photovoltaikanlagen ist ein Irr-
weg und dieser muss beendet werden.

Dipl.-Chem. Ing. Gundolf Göbel
AfD-Stadtrat in Wilthen

Die Hälfte der Deutschen will Kernkraft behalten!

Die Akzeptanz der Lausitzer zur Kernenergie
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Im September stand im Pulsnitzer Stadtrat 
der Antrag der AfD-Fraktion auf Veröffentli-
chung öffentlicher Beratungsunterlagen und 
Niederschriften im Ratsinformationssystem 
auf der Tagesordnung. Dem Antrag hatte 
der Stadtrat mehrheitlich zugestimmt - mit 
Ausnahme der rückwirkenden Veröffentli-
chung (Blaue Post BZ Oktober 2021).
In der Oktober-Sitzung stand nun die Be-
stätigung der Niederschrift über die Sep-
tember-Sitzung auf der Tagesordnung. Hier 
fehlten wesentliche Aussagen aus der Dis-
kussion unseres Antrages. Wir haben daher 
Einwendungen erhoben.

So fehlte u.a. die Aussage von Frau 
Ebisch, dass sich der Stadtrat als In-
teressenvertreter der Bürger selbst 
überflüssig macht und zur reinen 
Farce wird, wenn er unterbindet, 
dass die Bürger im Vorfeld der Sit-
zung erfahren, worüber er berät 
und beschließt.
Dem hatte Bürgermeisterin Frau Lüke ent-
gegnet: „Die Stadt- und Gemeinderäte 
entmachten sich, wenn Beratungsunterla-
gen bereits im Vorfeld der Sitzung öffentlich 

diskutiert werden können und ggfs. mit Hin-
weis auf persönliche Konsequenzen unter 
Druck gesetzt werden. Dies betrifft weniger 
Angestellte als vielmehr Selbständige. …“
Es fehlte, dass Bürgermeisterin Frau Lüke 
von einem Fall berichtet hatte, der im Städte- 
und Gemeindetag diskutiert worden sei: Ein 
Selbständiger Unternehmer/ Gewerbetrei-
bender hatte aufgrund seines Abstimmungs-
verhaltens Auftragseinbußen zu verzeich-
nen. Aufgrund des Interessenkonfliktes 
zwischen privatem Geschäft und 
Ratsarbeit  sah er sich gezwungen, sein 
öffentliches Ehrenamt, bei dem es ja um das 
Gemeinwohl geht, niederzulegen.
Frau Lüke hatte auch erklärt, dass zu be-
fürchten sei,  dass selbständige und 
gewerbetreibende Stadträte bei 
Veröffentlichung von Beratungsun-
terlagen und Niederschriften u.U. 
ihr Ehrenamt nicht mehr ausführen 
können.
Über die Aufnahme der fehlenden Passa-
gen ließ die Bürgermeisterin abstimmen.

Brisant: Neben Bürgermeisterin und 
Verwaltung möchte auch die Mehr-

heit der Stadträte letztgenannte 
Passagen nicht im Protokoll stehen 
haben und hat dagegen gestimmt...

Redigieren der Niederschrift(en), 
Unterschlagung von Tatsachen und 
Geheimhaltung (zurückliegender) 
öffentlicher Unterlagen und Proto-
kolle sind auf Dauer jedoch unge-
eignet Interessenkonflikte zu ver-
bergen!

AfD-Fraktion im Stadtrat Pulsnitz
www.afd-stadtrat-pulsnitz.de

Als erfüllende Gemeinde der Verwaltungs-
gemeinschaft (VWG) führt Pulsnitz die Brief-
wahl auch für die Mitgliedsgemeinden der 
VWG Großnaundorf, Lichtenberg, Ohorn 
und Steina durch.

Das Briefwahlergebnis der Mitgliedsge-
meinden der VWG wurde dem Ergebnis 
von Pulsnitz zugerechnet. Dieses Vorgehen 
ist durch das Wahlgesetz legitimiert, da 
es für das Ergebnis im Wahlkreis insge-
samt nicht bedeutsam ist. Allerdings gibt 
das offiziell ausgewiesene Wahlergebnis 
(https://wahlen.sachsen.de/bundestags-
wahl-2021-wahlergebnisse) daher für keine 
der fünf Gemeinden der VWG das tatsäch-
liche Wahlergebnis wieder; es ist um das 
Briefwahlergebnis verfälscht.

Insgesamt handelt es sich um 1.119 Brief-
wahl-Stimmen, die dem Ergebnis von Puls-
nitz zugeschlagen wurden. Das Ergebnis für 
Pulsnitz wird damit um 24,5% zu hoch aus-

gewiesen und das Ergebnis der Mitglieds-
gemeinden der VWG dementsprechend zu 
niedrig; hier wird in der offiziellen Wahlsta-
tistik lediglich das am Wahlabend im Wahl-
lokal ausgezählte Ergebnis der Direktwahl 
ausgewiesen.

Hieraus erklärt sich auch die offiziell ausge-
wiesene hohe Wahlbeteiligung von 94,2% 
und der hohe Briefwahlanteil von 40% 
für Pulsnitz und die z.T. deutlich geringere 
Wahlbeteiligung in den Mitgliedsgemein-
den.

Da wir am Wahlabend bei der Brief-
wahlauszählung anwesend waren und die 
Ergebnisse notiert haben, können wir das 
„offizielle“ Ergebnis für Pulsnitz bereinigen 
und ein tatsächliches Ergebnis ermitteln.

Danach liegt die tatsächliche Wahlbetei-
ligung für Pulsnitz bei 76% und der Brief-
wahlanteil bei 25,4%. Das Ergebnis der 

AfD beträgt in Pulsnitz bei der Erststimme 
tatsächlich 31% (statt 28,8%) und bei der 
Zweitstimme 29,5% (statt 27,5%).

Für die Mitgliedsgemeinden ist die Ermitt-
lung der tatsächlichen Wahl-Ergebnisse 
leider nicht möglich, da die Briefwahl-Stim-
men von Steina und Lichtenberg sowie von 
Ohorn und Großnaundorf jeweils zusam-
men ausgezählt wurden.

AfD-Fraktion im Stadtrat Pulsnitz
www.afd-stadtrat-pulsnitz.de

Nu is‘ die Katze aus ‘m Sack – Macht und Kollision  
privater Geschäftsinteressen mit der Ratsarbeit

Weitere Beiträge zur „Protokollaffäre“ 
unter der Rubrik:
Protokollerklärungen/Auszüge/ 
Einwendungen

Weitere neue Beiträge auf  
www.afd-stadtrat-pulsnitz.de:
Ergänzungsantrag zum Areal „Kante“
Sanierung Historisches Rathaus Pulsnitz 
– Stand Oktober 2021

Vollständiger Beitrag mit Tabellen 
auf: www.afd-stadtrat-pulsnitz

Weitere Artikel in der Rubrik „Wahlen“:
Anfrage zur Briefwahldurchführung in 
der Verwaltungsgemeinschaft Pulsnitz
Anfrage zur Briefwahldurchführung im 
Ergebnis der Wahlbeobachtung

Glaube keiner Statistik, die du nicht selbst gefälscht hast…
Bereinigtes Ergebnis der Bundestagswahl 2021 für Pulsnitz
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Während die Infl ation in Europa steigt und immer mehr Vermögen 
und Wertschöpfung verschlungen wird, werden die wahren Grün-
de für die historischen Werte verkannt. Die völlig überzogenen An-
nahmen können leicht zu tatsächlichen Konsequenzen führen, die 
die Wirtschaft länger belasten. Die Steuereinnahmen des Staates 
sind bereits jetzt über das Niveau von 2019 gestiegen.
Der absolute Gewinner der aktuellen Infl ation ist der Staat. Der Ne-
beneffekt der höheren Preise sind die höheren Steuereinnahmen. 
Die Bürger werden schleichend enteignet und viele Geringverdie-
ner fragen sich, wie sie die nächste Tankrechnung begleichen sol-
len. Millionen Pendler müssen für eine völlig entgleiste Finanzpolitik 
nun bluten. 
MdL Timo Schreyer stellt fest, dass das Fazit dieser Politik nicht Job-
verlust oder Frieren heißen kann.
Bei den momentanen Benzin-, Diesel- und Heizölpreisen könnte 
man denken, wir haben eine Ölkrise, doch mit Nichten. Der Preis 
des Barrels Öl der Sorte Brent lag 2008 bei 143,95$ und heute 
kostet dieser knapp 85,00$. Vor rund einem Jahr (2020) zahlten 
wir für einen Liter Diesel 1 Euro mit einer MwSt. von 16%. Das sind 
jetzt 60% mehr. 

Wie setzt sich eigentlich der Dieselpreis zusammen:
Verkaufspreis     1,60€ / 26.10.2021- 9:30Uhr
Mehrwertsteuer 19%  0,304€
Energiesteuer  0,47€
CO2-Bepreisung  0,07€
EBV  0,003€
Warenwert v. Diesel  0,756€

„Wir scheinen also eine Steuerkrise zu haben. Daher braucht es 
hier ein adäquates Eingreifen der Politik. Wir brauchen eine Sprit-
preisbremse - m.E. ist die Höhe hiermit erreicht.
Das Argument, wir könnten uns das zurzeit nicht leisten, welches 
von den Regierungsparteien in Deutschland immer wieder heraus-
gegeben wird, ist heuchlerisch und scheinheilig. Es deckeln gerade 
die Länder in Europa die Energie- und Spritpreise, die zu den größ-
ten Empfängern von EU-Transferleistungen gelten. Nur Deutschland, 

als größter Netto-Einzahler in die EU (zusätzlich 15,5 Mrd. Euro für 
das ausgetretene Großbritannien) plündert seine Bürger skrupellos 
aus. Ich erwarte hier ein deutliches Signal der Bundesregierung zur 
Entlastung der Bürger.“, fordert Timo Schreyer, Abgeordneter des 
Sächsischen Landtages.

Inflationsgewinne zurück an die Mittelschicht

Aber sie dürfen nicht in den Haus-
haltsstrudeln der Kreisverwaltung 
untergehen!
Wurde der Weggang der Bäcker-
lehrlinge in den Kretschmer Wahl-
kreis doch noch mit Fördermitteln 
von Kultus versüßt?
Die für den Landkreis Bautzen verlorene Bä-
ckerausbildung schmerzt, konnte aber nach 
den Ausbildungszahlen der letzten 5 Jahre 
(stetig unter 16) nie gewonnen werden. Inso-
fern spielten die politisch Verantwortlichen 
im Landkreis vielleicht von Anfang an mit 
gezinkten Karten… 
Von den jetzt plötzlich eintrudelnden Förder-
mitteln für die Baumaßnahme „Erweiterung 
des Gymnasiums Radeberg“ in Höhe von 
ca. 9 Mio. €, welche erst auf unser Drän-
gen hin beantragt wurden, sind bereits 1,12 

Mio. € zur nachträglichen Finanzierung der 
Dauerbaustelle Energiefabrik Knappenrode 
verbraten worden.

Angesichts des hochdefi zitären Haushaltes 
im Landkreis beantragen wir heute, den Rest 
der bereitgestellten Eigenmittel zu sperren.
Deshalb hat die AfD Fraktion heute fol-
genden Antrag eingebracht:
Sperrung der freigewordenen Ei-
genmittel der Baumaßnahme „Er-
weiterung des Gymnasiums Ra-
deberg“.  
Der Kreistag beschließt, die freigewordenen 
Eigenmittel der Baumaßnahme „Erweite-
rung des Gymnasiums Radeberg“ aufgrund 
der nicht in den Haushaltsplan bedachten 
Förderung des Vorhabens in Höhe von 
ca. 9 Mio. € werden abzüglich der bereits 

mit Beschluss DS 3/0148/21 verwendeten 
Mittel von max. 1.128.300 € für die wei-
tere Verwendung gesperrt und sind für den 
Haushaltsausgleich zu verwenden.

Dr. Frank Hannawald
Stellvertr. Fraktionsvorsitzender

Ja es gibt sie noch – Freiwerdende Eigenmittel – 
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Antrag:
Grundsatzbeschluss des Kreis-
tages zu einer maximalen Erhö-
hung der Kreisumlage auf 33 % 
des Umlagesatzes ab dem Haus-
haltsjahr 2023

Beschlussvorlage:
Der Kreistag beschließt, die Krei-
sumlage ab dem Jahr 2023 ma-
ximal auf 33 % des Umlagesatzes 
zu erhöhen.
Begründung:
Gemäß dem Schreiben des Sächsischen 
Städte-und Gemeindebundes (SSG) 
im Landkreis Bautzen vom 15.03.2021 
stellt die bereits in der Haushaltspla-
nung des Landkreises vorgesehene An-
hebung von 32 % auf 34 % ab 2023 
eine „sehr schmerzhafte Mehrbelastung 
der Kommunen dar“. Der Landkreis sollte 
für seinen Haushaltsausgleich ab 2023 
andere Potentiale ausschöpfen, anstatt 
die kreisangehörigen Gemeinden weiter 
zur Kasse zu bitten. Gerade unter dem 
Hintergrund der Corona-Pandemie, des 
Struktur- und Demographischen Wandels 
sollten die Kommunen zum Wohle der 
Bürger nur moderat belastet werden und 
Planungssicherheit für die nächsten Jahre 
erhalten.

Henry Nitzsche, Fraktionsvorsitzender

Antrag:
Sofortige Aussetzung der Flücht-
lingsaufnahme im Landkreis 
Bautzen bis zur Begleichung aller 
Forderungen aus dem Asylbewer-
berleistungsgesetz

Beschlussvorlage:
Der Kreistag beschließt, die Flücht-
lingsaufnahme bis zur Beglei-
chung aller finanzieller Rückstän-
de des Freistaates Sachsen an den 
Landkreis Bautzen auszusetzen.
Begründung:
Das Asylbewerberleistungsgesetz regelt 
die finanziellen Modalitäten der Asyl-
bewerber (Flüchtlinge, Ortskräfte). Der 
Freistaat Sachsen schuldet dem Land-
kreis Bautzen aus der Abrechnung von 
2018-2020 ca. 8-9 Mio. €. Im Zuge der 
Haushaltskontrolle und eines einnahme-
orientierten Haushaltes sollte den Forde-
rungen an den Freistaat durch die poli-
tisch Verantwortlichen im Landkreis mehr 
Aufmerksamkeit geschenkt werden.

Henry Nitzsche, Fraktionsvorsitzender

Die Haushaltssatzung 2021/22 weist im Ergebnishaushalt ein Defizit von 20.792.450 € 
für 2021 und 19.659.200 € für 2022 aus und sieht für die Folgejahre bis 2025 negative 
Ergebnisse ähnlicher Größenordnung – mit steigender Tendenz - vor. 
„Die Entblößung von allen Rücklagen, die Produktion fiktiven Geldes (Abschreibung gegen 
Basiskapital) und die massive Aufnahme von Krediten zeigen, daß Generationengerechtig-
keit und Nachhaltigkeit zu leeren Worthülsen verkommen sind.“ 
Die vorgelegte Haushaltskritik mit der Einsparung von 26 Vollzeitstellen setzt inhaltlich 
falsche Schwerpunkte und zeigt, daß bei den politisch Verantwortlichen des Landkreises 
die bevorstehende Talfahrt ins Ungewisse noch nicht realisiert wurde. 
Im Zweifelsfall wird die Schraube an der Kreisumlage ab 2023 gedreht, bis bei den Städ-
ten und Gemeinden das Licht ausgeht…
Deshalb hat die AfD Fraktion heute folgenden Antrag eingebracht:

Antrag auf freiwillige Haushaltskonsolidierung 
die AfD-Kreistagsfraktion beantragt, dass der Landkreis Bautzen ein freiwilliges Haushalts-
konsolidierungsprogramm auflegt, welches sich an den Vorgaben eines Haushaltssiche-
rungskonzeptes anlehnt.

Henry Nitzsche, Fraktionsvorsitzender

Augen zu und durch! –  
Politische Spitze des Landkreises  
blendet die Realität weiter aus!

Vorgelegte Stellenkürzung spart bei Behinderten, Pilzberatern und Fahr-
radtraining von Grundschülern – vollkommen falscher Ansatz gewählt!

Kennen Sie das Sprichwort „Wer im Glas-
haus sitzt, soll nicht mit Steinen werfen“? 
Mir kam es in den Sinn, als ich Anfang 
November über den MDR erfuhr, dass das 
sächsische Justizministerium unter Katja 
Meier (Grüne) Disziplinarklage gegen eine 
Meißner Amtsrichterin eingereicht habe, 
welche sich - im Rahmen der Meinungsfrei-
heit – pointiert zu einem aktuellen Ereignis 
geäußert hatte.
Die Tatsache, dass die Richterin sich in der 
Sache erfolgreich gegen vorangegangene 
Rügen des Landgerichts gewehrt hatte, 
schien die Justizministerin selbst auf den 
Plan zu rufen. Sie nutzt, besser gesagt, sie 
missbraucht nun ihr Amt, um die Gerichte 
politisch auf Linie zu bringen und nebenbei 
einen privaten Feldzug gegen eine Richterin 
zu führen. 
Dies geschieht in einer Zeit, in der hierzulan-
de in zunehmendem Maße die Gewalten-
teilung ausgehebelt wird. Im Schatten von 
„Corona“ haben Regierungen ihre Macht 
zu Lasten der anderen Gewalten ausge-
baut. Parlamente wurden zum „Abnicker“ 
staatlicher Verordnungen, wesentliche Teile 
der Justiz zu Sekundanten staatlicher Rechts-
brüche degradiert.
Währenddessen droht die EU Polen mit ei-
ner Strafe von einer Million Euro pro Tag, 
weil es sich weigert, die im Rahmen einer 

Justizreform eingerichtete Disziplinarkam-
mer (Disziplinargerichte gegen Richter gibt 
es in Deutschland übrigens auch) für Richter 
abzuschaffen.
Doch zurück zum Fall der Meißner Rich-
terin: Dieser zeigt, wie wichtig es ist, den 
politischen Einfluss auf die Justiz und insbe-
sondere die Staatsanwälte zu minimieren, 
kollidiert doch die Möglichkeit des Justizmi-
nisteriums, Einzelverfahren durch Eingriffe 
zu lenken, eindeutig mit dem Prinzip der 
Gewaltenteilung.
Im Sächsischen Landtag wurden wir in die-
ser Hinsicht unlängst aktiv: Der “Ausschuss 
für Verfassung und Recht, Demokratie, 
Europa und Gleichstellung“ befasste sich 
am 3. November mit dem Antrag der AfD 
(7/6027), das Weisungsrecht des Justizmi-
nisteriums gegenüber Staatsanwälten zu 
beenden.
Die Forderung nach Stärkung der Unab-
hängigkeit der Justiz insgesamt ist in der 
AfD-Programmatik fest verankert. So möch-
ten wir die Einflussnahme, der politischen 
Parteien bei der Ernennung von Richtern und 
Staatsanwälten beenden, die Selbstverwal-
tung der Justiz ausbauen sowie insbesonde-
re Verfassungsgerichte und Rechnungshöfe 
vor parteipolitischer Einwirkung schützen.

Jörg Urban, MdL 
AfD-Landesvorsitzender Sachsen

Deutsche Justiz hat ein  
Unabhängigkeitsdefizit!
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Hoyerswerda ist die drittgrößte Stadt 
der Oberlausitz und befi ndet sich im sor-
bischen Siedlungsgebiet. Das älteste be-
kannte Siegel aus dem 16. Jahrhundert 
zeigt drei Eichenbäume und die Inschrift 
„Insignia civium in Hoierschwerda“.
Drei grüne Eichen - hier dargestellt in Sil-
ber auf grünen Hügeln mit Blättern und 
Früchten- slawisch dub, gehen vermutlich 
auf die Herren Berka von Dubá zurück, 
denen von 1382 bis 1442 die Herrschaft 
Hoyerswerda  gehörte. Das Wappen 
selbst ist relativ jung. Der Heraldiker Otto 
Hupp gab 1898 für deutsche Kommunen, 
so auch für Hoyerswerda, eine wappen-
artige Darstellung des Siegels an. Diese 
Darstellung wurde nach geringer Modifi -
kation später offi ziell übernommen. 

Quelle: Wikipedia

Kleine Wappen-
kunde der Städte 

unseres 
Landkreises

Hoyerswerda
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Biologischer Unfug im 
Supermarkt

Wie der Name 
schon sagt, blüht 
die Christrose zur 
Weihnachtszeit, 
in der nach der 
Überlieferung der 
Bibel Jesus Christus 
geboren ist.  Der Su-
permarkt bietet uns 
nun diese  Christrose 
an, um den Bienen 

über den nahrungs-
armen Winter zu helfen. 

Wer be- merken sollte, das im Winter Bie-
nen oder Hummeln umher fl iegen, der sollte sich mit 
dieser unglaublichen Neuigkeit  der Natur an das Jugendumweltbüro in Sachsen wenden 
oder damit anfangen, wieder selbst zu denken.

Waltraud Schmidt, AfD-Mitglied

an, um den Bienen 

Das war eine von meinem Großvater – er 
war Dirigent - oft gebrauchte Redewendung, 
welche man durchaus auch anders verste-
hen könnte…
Ein Schelm, der Böses dabei denkt.
Mehrere Jahrzehnte durfte ich selbst auf der 
Bühne stehen.
Jetzt wäre ich gern ein begeisterter Rezipi-
ent, Zuhörer und Zuschauer.
Stattdessen sehe ich mich gezwungen, mir 
z.B. vor einem Opernbesuch Ausschnitte 
der Inszenierung im Netz ansehen zu müs-
sen, damit zum erwarteten Hörgenuß auch 
Auge und Kopf angesprochen und nicht be-
leidigt werden.
Weder in der Kirche noch im Theater oder 
Konzert will ich politisiert und umerzogen 
werden!
Den vorläufi gen Höhepunkt erleben wir nun 

in der grausamen Inszenierung die-
ser „Plandemie“.
Es wird diktatorisch in die persön-
lichsten Bereiche bis in Gehirn und 
Seele hineinregiert.
Wie weit dies schon erfolgreich fort-
geschritten ist, sehen wir am Wahl-
ergebnis der diesjährigen Bundes-
tagswahl.
Am Deutsch-Sorbischen Theater zu 
Bautzen (den Volks-teil lasse ich 
hier bewußt aus) fi ndet nun ein 
Bühnenball mit „2G“ statt. Das be-
deutet nicht „geschniegelt und ge-

schnatzt“, wie im Märchen „Jorinde und 
Joringel“, sondern: Nur Geimpfte und Gene-
sene haben Zutritt.
Aber damit nicht genug: „2G“ gilt nun auch 
für alle anderen Aufführungen des Theaters!
Dafür kann ich nur noch Verachtung emp-
fi nden. Was für eine Arroganz und Anma-
ßung!
Was für eine billige und liebedienernde An-
biederung an den Panik-und Angstmodus 
links-grüner Politik!
Das eigentlich Schlimme ist jedoch, daß es 
Leute gibt, die dabei auch noch mitmachen, 
indem sie Eintrittskarten kaufen.
Jeder einzelne Ballbesucher und jeder Be-
sucher der weiteren Veranstaltungen dieses 
Hauses, trägt damit zur sich vertiefenden 
Spaltung zwischen den  Bürgern unserer 
Stadt und unserer Gesellschaft  bei.
Kunst ist Freiheit!

Carla Nicholson, AfD-Mitglied

Lex mihi ars – Gesetz sei mir die Kunst!


